Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 1 i Nase den Danzig, den 8. Januar 1030 


Juholt. Verordnung über die Bildung von N ir dem Geſetz betr. Errichtung von Arbeit⸗ 
nehmer-Ausſchüſſen (Gef. betr. Err. v. A. A.) im Bereich der Zollverwaltung (S. 1). — Vollzugsanweiſung zur 
Verordnung über die Bildung von Betriebsvertretungen bei der Zollverwaltung vom 20. Dezember 1929 (S. 3). 


I Verordnung 


über die Bildung von Betriebsvertretungen nach dem Geſetz betreffend Errichtung von Arbeitnehmers 
Ausſchüſſen (Geſ. betr. Err. v. A. A.) im Bereich der Zollverwaltung. 
Vom 20. 12. 1929. 


Auf Grund des § 61 des Geſetzes betreffend Errichtung von Arbeitnehmer-Ausſchüſſen (Geſ. betr. 
Err. von A. A. Geſetzbl. S. 173) und des Artikels lil der Ausführungsverordnung zu dieſem Geſetz 
vom 4. Dezember 1928 (Staatsanzeiger Teil I S. 355) wird nach Verhandlung mit den beteiligten 
wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer folgendes verordnet: 


A. Aufbau der Betriebsvertretungen. 
§ 1. 

Im Bereich der Zollverwaltung werden Einzelbetriebsvertretungen und ein Hauptarbeitnehmer⸗ 

ausſchuß gebildet. 
I. Einzelbetriebs vertretungen. 
§ 2. 

Eine Betriebsvertretung Arbeitnehmerausſchuß, Arbeiterausſchuß, Angeſtelltenausſchuß, Betriebs- 
obmann) wird gebildet für die nachſtehenden, zu je einem Einzelbetrieb zuſammengeſchloſſenen Dienſtſtellen: 

J. 1. Landeszollamt einſchließlich der Hauptſtelle für Warenunterſuchung 
. Bertebrsfteueramt 
Zollamt 1 Inlandsverkehr 
Bezirksoberzollinſpektion 1 
Zollamt I Packhof 
7 I Strafſachen 
5 I Vererdlungsverkehr 
Zollamt 1 Hauptbahnhof 
ij I Poſt Wallgaſſe 
5 I Bahnhof Leegetor 
+ I Hohenſtein 
Bezirksoberzollinſpektion Langenau 
Bezirk der Oberzollkontrolle Hohenſtein nördlich der Bahn Dirſchau . Marienburg ohne 
Ließau. 
Zollamt ! Langfubr 
. Oberzollfontrolle Langfuhr 
3 Kahlbude 
Zollamt 1 Zoppot mit Abfertigungsſtelle Oliva. 
Zollamt I Freibezirk 
Hafenkanal 
Weichſelbahnhof 
Weichſelmünde 
Holm 
I Kaiſerhafen 
- Serbbertolltontrolle. 
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V. 1. Zollamt I Simonsdorf mit Neuteich 
Ze 71 I Kalthof 
8 „ II Piekel und alle Teile der Obezolltontrrolle Hohenſtein bis zur Bahn Dir- 
ſchau— Marienburg ſowie Station Liekau 
4. N I Einlage 
5 $ I Tiegenbof 
+ 6. Bezirksoberzollinſpektion Marienau 
7. Oberzollkontrolle Wolfsdorf. 
VI. 1. Oberzollkontrolle Steegen 
2. Zollämter Stutthof, Dubashaken, Neue Welt. 
Die Zahl der bei den einzelnen Dienſtſtellen beſchäftigten Arbeitnehmer ſtellt die Zollverwaltung 
im Benehmen mit den Einzelbetriebsvertretungen, wo ſolche vorhanden ſind, feſt; Stichtag für die Feſt⸗ 
ſtellung bei den allgemeinen Neuwahlen iſt der 1. Oktober des der Wahl vorangehenden Kalender— 
jahres. 


Il. Hauptarbeitnehmerausſchuß. 


§ 3. 
Für den gejamten Bereich der Zollverwaltung wird bei dem Landeszollamt in Danzig ein Haupt: 
arbeitnehmerausſchuß gebildet. „ hs 
§ 4. 


Der Hauptarbeitnehmerausſchuß beſteht aus fünf Mitgliedern. Dieſe werden aus der Mitte der 
nach $ 20 Abſ. 2 des Gef. betr. Err. von A. A. zu den Arbeitnehmerausſchüſſen wählbaren Arbeit- 
nehmer von den Angeſtellten und Arbeitern getrennt in unmittelbarer und geheimer Wahl nach den 
Grundſätzen der Verhältniswahl auf die Dauer von zwei Jahren gewählt. 


Die Minderheitsgruppe muß mindeſtens einen Vertreter haben. 


B. Abgrenzung der Befugniſſe der Betriebsvertretungen. 
8 5. 

Die örtlichen Betriebsvertretungen (Arbeitnehmerausſchuß, Arbeiterausſchuß, Angeſtelltenausſchuß, 
Betriebsobmann) haben ſich im Rahmen der ihnen nach dem Geſ. betr. Err. von A. A. zustehenden 
Befugniſſe nur mit Angelegenheiten des Perſonenkreiſes zu befaſſen, für den ſie gewählt ſind. 

Der Hauptarbeitnehmerausſchuß iſt den örtlichen Betriebsvertretungen nicht übergeordnet. Er hat 
im Rahmen des Gej. betr. Err. von A. A. folgende Befugniſſe: 

a) Erledigung von Angelegenheiten, die über den Bereich eines Einzelbetriebs weit hinausgehen 
und für alle Arbeitnehmer von allgemeiner Bedeutung ſind, 

b) Erledigung von Angelegenheiten, die ihm wegen ihrer allgemeinen Bedeutung für alle 
Arbeitnehmer von einer Einzelbetriebsvertretung zugewieſen werden, 

c) Bearbeitung von Angelegenheiten, die ihm von dem Leiter der Zollverwaltung zur Außerung 
überwieſen werden. : 

O. Beſondere Beſtimmungen. 
§ 6. 

Auf den Hauptarbeitnehmerausſchuß finden die Beſtimmungen der $$ 6 und 27 des Geſ. betr. 
Err. von A. A. keine Anwendung. Die Arbeitnehmerausſchüſſe wählen einen erſten und einen zweiten 
Vorſitzenden, die, wenn die Vertretungen ſowohl Arbeiter wie Angeſtellte als Mitglieder haben, nicht 
derſelben Gruppe angehören dürfen. 

§ 7. 

Der Wahltag muß ein Werktag ſein. Werden mehrere Tage für die Stimmabgabe feſtgeſetzt, 

ſo muß ſich darunter ein Sonntag oder öffentlicher Ruhetag befinden. 
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Die zweijährige Wahlzeit beginnt erſtmals am 15. Februar 1930. Sie läuft ſodann ſtets vom 
15. Februar bis zum 14. Februar des übernächſten Jahres weiter. 


Die Einzelbetriebsvertretungen und der Hauptarbeitnehmerausſchuß werden in einem Wahlgang 
gewählt; den Zeitpunkt der Wahl beſtimmt der Hauptwahlvorſtand. : 
$ 9. 
a Der Wahlvorſtand bezw. Wahlleiter (88 23, 58 des Gef. betr. Err. von A. A.) für die erſte 
auf Grund dieſer Verordnung abzuhaltende Wahl beſtellen für die in $ 2 der Verordnung unter Nr. 11 


ire 3 
und II 2 aufgeführten Betriebe die dort beſtehenden Angeſtelltenausſchüſſe nach Maßgabe des § 101 
Abſ. 1 des Gef. betr. Err. von A. A. innerhalb vier Wochen nach rechtsverbindlicher Wirkung dieſer 
Verordnung. Für die in $ 2 unter Nr. III bis VI der Verordnung aufgeführten Betriebe beſtellt den 
Wahlvorſtand bzw. Wahlleiter in derſelben Zeit der Dienſtſtellenleiter der im § 2 unter den ein— 
zelnen Nummern zuerſt genannten Dienſtſtelle. : 

Für die Leitung der Wahl des Hauptarbeitnehmerausſchuſſes iſt am Sitze des Landeszollamts 
ein Hauptwahlvorſtand gemäß $ 23 des Geſ. betr. Ere. von A. A. zu beſtellen. Für die erſte Wahl wird 
der Hauptwahlvorſtand nad § 23 Abſ. 2 des Geſetzes von dem Leiter des Landeszollamtes beſtellt. 

Iſt innerhalb der zweijährigen Wahlzeit eine Neuwahl erforderlich, ſo endet die Amtsdauer der 
neu gewählten Betriebsvertretung mit dem Ablauf der allgemeinen Wahlzeit. 

§ 10. ; 

Für die Wahl zu den Betriebsvertretungen gelten, ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt, die Vor⸗ 
ſchriften des Geſ. betr. Err. von A. A. vom 31. 8. 1929 (Geſetzbl. S. 173) und die dazu ergangene 
Wahlordnung vom 18. 9. 1928 (Geſetzbl. S. 189). Der Wahlvorſtand hat dem Dienſtſtellenleiter der 
im § 2 unter den einzelnen Nummern zuerſtgenannten Stelle alsbald von dem Ergebnis der Wahl 
Mitteilung zu machen. 

§ 11. 
Mindeſtens der erſte Vorſitzende ſoll am Ort der Betriebsvertretung beſchäftigt fein. 
§ 12. 

Der Senat erläßt nach Verhandlung mit den beteiligten wirtſchaftlichen Vereinigungen der Ar— 
beitnehmer nähere Beſtimmungen über das Wahlverfahren und zwar als Vollzugsanweiſung zur 
Verordnung über die Bildung von Arbeitnehmerausſchüſſen bei der Zollverwaltung. > 

§ 13. 3 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. f Ki 
Danzig, den 20. Dezember 1929. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Gehl. Arczynski. 


2 Vollzugsanweiſung 
zur Verordnung über die Bildung von Betriebsvertretungen bei der Zollverwaltung vom 20. Dezember 
1929 (Geſetzbl. S. 1). f 
Vom 20. 12. 1929. 
J. Wahl der örtlichen Betriebs vertretungen. 
A. Wahl des Arbeitnehmerausſchuſſes. 
Für die Wahl der örtlichen Betriebsvertretungen ($$ 2, 7 bis 9, 12 der Verordnung vom. 
20. Dezember 1929) gelten nach $ 10 dieſer Verordnung die Vorſchriften der $$ 15 bis 25 des 
Geſ. betr. Err. von A. A. ſowie die dazu ergangenen Beſtimmungen der $$ 1 bis 28 der Mabl- 
ordnung vom 18. 9. 1928. N f 
Zur Durchführung und in Ergänzung dieſer Beſtimmungen wird folgendes angeordnet: 


1. Wählerliſten. 


Die nach $ 2 der Wahlordnung aufzuſtellenden Wählerliſten find mit Rückſicht darauf, daß 
1 Wahl des Hauptarbeitnehmerausſchuſſes auf Grund dieſer Liſten erfolgt, in zwei Stücken her⸗ 
zuſtellen. 5 
Befinden ſich Dienſtſtellen, für welche keine beſondere Betriebsvertretung gebildet wird, außerhalb 
des Sitzes des Wahlvorſtandes, fo find bei ihnen vom Wahlvorſtand unterzeichnete Abſchriften oder 

Auszüge der Wählerliſte auszulegen. l 
| 2. Wahlausſchreiben. 
Eine Ausfertigung des Wahlausſchreibens it an einer oder mehreren geeigneten, allen Wahlberech— 


ligten zugänglichen Stellen, die der Wahlvorſtand beſtimmt, bis zum Ablauf des letzten Tages der 


Stimmabgabe oder bis zu dem Tage, an dem bekanntgemacht wird, daß eine Stimmabgabe nicht 
ſtattfindet ($ 10 Abſ. 1 und $ 8 Abſ. 1 der Wahlordnung), auszuhängen und in lesbarem Zuſtand zu 
erhalten. Der Tag des Aushangs und der Abnahme ijt auf den Ausfertigungen des Wahlausſchreibens 
zu vermerken. 8 ; eet 
; Bei außerhalb des Sitzes des Wahlvorſtandes belegenen Dienſtſtellen beftimmen die von dem Wahl⸗ 


vorſtand beauftragten Perſonen die Stellen, an denen Ausfertigungen des Wahlausſchreibens aus. 
bdiuhängen find, 1 „N fee 


Der Wahlvorſtand hat dafür Sorge zu tragen, daß der Aushang der Ausfertigung (Abdrucks) 
des Wahlausſchreibens an allen Stellen an demſelben Tage geſchieht. 5 
É Einſprüche gegen die Wählerliſte. 
Einſprüche gegen die Wählerliſte (§ 4 der Wahlordnung) können nicht nur von den Wahlberech— 
tigten, ſondern auch von den Dienſtſtellen der Verwaltung eingelegt werden. 
4. Vorſchlagsliſten. 
Die Vorſchlagsliſten müſſen ſpäteſtens eine Woche nach dem erſten Tage des Aushangs oder 
des Auslegens des Wahlausſchreibens beim Vorſitzenden des Wahlvorſtandes eingereicht werden 
($ 3 der Wahlordnung). 
5. Stimmabgabe, 
Die Abſtimmung ($ 9 der Wahlordnung) erfolgt durch Abgabe eines 9X 12 cm großen Stimme 
zettels. E : 
Die Stimmzettel für die Wahl der örtlichen Arbeitnehmerausſchüſſe ſowie derjenige für die Wahl 
des Hauptarbeitnehmerausſchuſſes ſind in einem Wahlumſchlag abzugeben. 
In demſelben Wahlbezirk kann an verſchiedenen Stellen abgeſtimmt werden. In dieſem Falle hat 
der Wahlvorſtand mindeſtens zwei Perſonen mit der Entgegennahme der Stimmzettel zu betrauen. 
Wenn außerhalb des Sitzes des Wahlvorſtandes abgeſtimmt worden iſt, haben die von dem 
Wahlvorſtand betrauten Perſonen ſofort nach Vollziehung der Wahl die Stimmzettelkäſten und die 
Waͤhlerliſten an den Wahlvorſtand einzuſenden. 


6. Wahlumſchläge. 

Die Wahlumſchläge ($ 9 Abſ. 2 der Wahlordnung) find von der Verwaltung zu beſchaffen und 

mit der Anſchrift oder dem Vordruck zu verſehen: 
„Wahl zu den Geſamtbetriebsvertretungen im Bereich der Zollverwaltung.“ 

Nach Vollziehung der Wahl ſind die Wahlumſchläge von dem Wahlvorſtand den Dienſtſtellen zur 

Verwendung bei ſpäteren Wahlen zurückzugeben. roe 
7. Anfechtung der Wahl. 

Die Anfechtung der Wahl (§ 19 der Wahlordnung) ſteht nicht nur den Wahlberechtigten, ſondern 

auch den Dienſtſtellen der Verwaltung zu. 


B. Wahl des Betriebsobmannes. 

Bei der Wahl des Betriebsobmannes ıft nach $ 34 der Wahlordnung zu verfahren. 

II. Die Wahl des Hauptarbeitnehmerausſchuſſes. 
E 1. Für den Hauptarbeitnehmerausſchuß bildet das geſamte Verkehrsgebiet der Zollverwaltung ö 
. einen Wahlkörper. 3 
DE Die Wahl des Hauptarbeitnehmerausſchuſſes findet in demſelben Wahlgang mit der Wahl der 
örtlichen Betriebsvertretungen auf Grund der für dieſe aufgeſtellten Wählerliſten ſtatt (S 8 Abſ. 2 der 
Verordnung vom 20. Dezember 1929). 


2. Leitung der Wahl. 

Die Leitung der Wahl des Hauptarbeitnehmerausſchuſſes liegt in der Hand des Hauptwahlvor- 
ſtandes (§ 9 Abſ. 2 der Verordnung vom 20. Dezember 1929). 

Die mit der Wahl des Hauptarbeitnehmerausſchuſſes zuſammenhängenden örtlichen Wahlgeſchäfte 
werden von den für die Leitung der Wahl der örtlich n Betriebsvertretungen gewählten oder beſtellten 
Wahlvorſtänden oder Wahlleitern, in den Grenzen ihrer Zuſtändigkeit auch von den vom örtlichen 
Wahlvorſtand mit der Entegegennahme der Stimmzettel betrauten Perſonen erledigt ($ 1 Abi. 3 und 
§ 34 der Wahlordnung). 


3. Wahlausſchreiben. 
Das von dem Hauptwahlvorſtand zu erlaſſende Wahlausſchreiben iſt durch Vermittlung des Lan— 
deszollamts ſämtlichen beteiligten Dienſtſtellen in der erforderlichen Zahl von Abdrucken zuzuleiten. 
Im übrigen ijt nach Ziffer I A 2 dieſer Anweiſung zu verfahren. 
4. Vorſchlagsliſten. 
Jede Vorſchlagsliſte zum Hauptarbeitnehmerausſchuß ſoll die Namen von fünf Bewerbern ent— 
halten. 4 
> Die zugelaſſenen Vorſchlagsliſten find vom Wahlvorſtand in einer Ausfertigung bei dem Landes— 
zollamt einzureichen und von dieſem in der erforderlichen Zahl von Abdrucken den in Betracht kom⸗ 
menden Dienſtſtellen zuzuleiten. ; 


5 


Ein Abdruck iſt ſpäteſtens drei Tage vor dem Beginn der für die Stimmabgabe geſetzten Friſt 
an einer oder mehreren geeignten, allen Wahlberechtigten zugänglichen Stellen bis zum Ablauf des 
letzten Tages der Stimmabgabe auszuhängen oder auszulegen und in lesbarem Zuſtande zu erhalten. 

5. Stimmzettel. Abgabe der Stimmzettel. 

Die Abstimmung zum Hauptarbeitnehmerausſchuß erfolgt durch Abgabe eines 9x12 cm großen 
Stimmzettels aus andersfarbigem Papier, der zuſammen mit dem Stimmzettel für die Wahl der 
Einzelbetriebsvertretung in demſelben Wahlumſchlag abzugeben iſt. 

Feſtſtellung und Bekanntmachung des Wahlergebniſſes. 

Nach Offnung der Stimmzettelkäſten durch die örtlichen Wahlvorſtände und Wahlleiter werden 
die Stimmzettel aus andersfarbigem Papier aus den Wahlumſchlägen entnommen und die auf jede 
Vorſchlagsliſte entfallenden Stimmen zuſammengezählt, dabei iſt die Gültigkeit der Stimmzettel zu 
prüfen. Hierüber iſt eine beſondere Niederſchrift (§ 16 der Wahlordnung) nach dem Muſter der An- 
lage 1 anzufertigen und dieſe mit ſämtlichen auf die Wahl des Hauptarbeitnehmerausſchuſſes ſich be— 
ziehenden Schriftſtücken (Wählerliſten mit Vermerken über die Stimmabgabe, Abdruck des Wahlaus— 
ſchreibens mit dem Vermerk des Aushangs und der Abnahme uſw.) durch Vermittlung der Dienſt⸗ 
ſtelle in verſiegeltem Umſchlag ſofort an den Vorſitzenden des Hauptwahlvorſtandes einzuſenden. 

Der Hauptwahlvorſtand zählt die auf jede Vorſchlagsliſte entfallenden Stimmen zuſammen und 
ſtellt das Wahlergebnis unter entſprechender Anwendung der SS 13 bis 15 der Wahlordnung ſpä— 
teſtens am vierten Tage nach dem letzten Tage der Stimmabgabe feſt. 

Name, Wohnung und Dienſtſtelle der Gewählten ſind von dem Hauptwahlvorſtand dem Leiter der 
Landeszollamts ſogleich mitzuteilen. Dieſe Angaben werden alsbald durch Umdruck veröffentlicht. Für 
ſchnellſte Bekanntgabe an die Arbeitnehmer durch Aushang, unter Umſtänden auch auf andere Weiſe, 
haben die Dienſtſtellen zu ſorgen. : 

7. Bejondere Beſtimmungen. 


Im übrigen finden die Beſtimmungen der $$ 1 bis 22 der Mahlordnung auf die Wahl des 


Hauptarbeitnehmerausſchuſſes mit der Maßgabe Anwendung, daß 
1. Arbeiter- und Angeſtelltenausſchüſſe nicht gebildet werden, 
2. Ergänzungsmitglieder demnach nicht zu wählen ſind. 
III. Die ſächlichen Koſten der Wahl. 

Die Koſten für die Beſchaffung der Wahlumſchläge, der erforderlichen Stimmzettelkäſten uſw. 
trägt die Verwaltung ($ 9 Abſ. 2, $ 22 Abſ. 2 der Wahlordnung). Die Koſten der Stimmzettel 
fallen der Verwaltung nicht zur Laſt. 

Danzig, den 20. Dezember 1929. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Gehl. Arczynski. 
Anlage 1. 
Niederſchrift 8 
eine OS eilet ed Bezeichnung der Dienititelle) vorgenommene Wahl 


Von dem unterzeichneten Wahlvorſtande für die Wahl des Hauptarbeitnehmerausſchuſſes der 
Zollverwaltung wurde heute nach Offnung des Stimmzettelkaſtens (der Stimmzettelkäſten) auf Grund 
der aus den Wahlumſchlägen entnommenen Stimmzettel folgendes feſtgeſtellt: 

Es ſind insgeſamt gültige Stimmzettel abgegeben worden. Davon ſind . auf 
M... dite 1 auf Liſte entfallen. 

Stimmzettel wurden für ungültig erklärt. 
Sämliche auf die Wahl des Hauptarbeitnehmerausſchuſſes der Zollverwaltung ſich beziehenden 


N ee e 


Vorſitzender. 1. und 2. Beiſitzer. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Drud von A. Schroth in Danzig. 
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